
MediNavi AG 

mit Sitz in Starnberg 

ISIN: DE000A0Z23L6  /  WKN: A0Z23L 

 

Wir laden die Aktionäre der Gesellschaft ein zu der 

ordentlichen Hauptversammlung 

am Donnerstag, 5. Mai um 13:00 Uhr 

im UNDOSA - Seepromenade 1 - 82319 Starnberg - Tel. 08151 / 99 893-0 

 
 

Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, sowie des Berichts des 

Aufsichtsrats, jeweils für das Geschäftsjahr 2010 

 

Die in diesem Tagesordnungspunkt 1 genannten Unterlagen können 

eingesehen werden im Internet unter http://www.medinavi.de sowie in den 

Geschäftsräumenam Sitz der MediNavi AG, Uhdestr. 2, D-82319 Starnberg. 

 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzverlusts 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss der 

Gesellschaft zum 31. Dezember 2010 ausgewiesenen Bilanzverlust für 

das Geschäftsjahr 2010 wie folgt zu verwenden: 

Vortrag auf neue Rechnung 

 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

für das Geschäftsjahr 2010 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Mitglieder des Vorstandes 

für das Geschäftsjahr 2010 zu entlasten. 

 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates 

für das Geschäftsjahr 2010 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Mitglieder des Aufsichtsrates 

für das Geschäftsjahr 2010 zu entlasten. 
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5. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur 

Verwendung eigener Aktien 

 

Das Aktienrecht erlaubt es, die Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien 

besonders zu ermächtigen.  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt 

zu beschließen: 

a) Erwerbsermächtigung 

Die Gesellschaft wird ermächtigt, vom Tag der Beschlussfassung an bis zum 30. 

April 2013 mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien der Gesellschaft bis 

zu 10% des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu 

erwerben. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 

mehrmals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke ausgeübt werden. Auf 

die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich 

im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71 a ff. AktG 

zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10% des Grundkapitals 

entfallen. Der Erwerb darf über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre 

gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen: 

(1) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, so darf der von der 

Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am 

vorhergehenden Handelstag durch die letzte Kursfeststellung ermittelten 

Börsenkurs („Schlusskurs“) einer Aktie der MediNavi AG um nicht mehr als 10% 

überschreiten und um nicht mehr als 10% unterschreiten. 

(2) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre der 

Gesellschaft, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der 

gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 

Schlusskurs am dritten Börsentag vor dem Tag der Veröffentlichung des 

Angebots um nicht mehr als 20% überschreiten und um nicht mehr als 20% 

unterschreiten. Das Volumen des Angebots kann begrenzt werden. Sofern die 

gesamte Zeichnung des Angebots dieses Volumen überschreitet, sind die 

Annahmeerklärungen grundsätzlich verhältnismäßig zu berücksichtigen. Eine 

bevorrechtigte Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum 

Erwerb angebotener Aktien der Gesellschaft je Aktionär kann vorgesehen 

werden. Die Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes 

sind zu beachten, sofern und soweit diese Anwendung finden. 

b) Verwendung der erworbenen Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der 

vorstehenden Ermächtigung erworben werden, jeweils mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch zu 

den folgenden Zwecken zu verwenden: 
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(1) Zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft an einer in- oder 

ausländischen Börse, an denen sie bereits in den Handel einbezogen oder 

zugelassen sind; 

(2) zur Veräußerung in anderer Weise als über die Börse, wenn die Aktien 

gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis der 

Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 

unterschreitet. In diesem Fall darf die Anzahl der unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 

10% des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf 

diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender 

Anwendung dieser Vorschrift aufgrund anderer Ermächtigungen während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert wurden. Ferner sind 

auf diese Begrenzung Aktien anzurechnen, die aufgrund von zum Zeitpunkt der 

Ausnutzung entsprechend dieser Vorschrift ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten ausgegeben 

wurden bzw. auszugeben sind; 

(3) als Gegenleistung für Dritte im Rahmen des Erwerbs eines Unternehmens, 

von Unternehmensteilen oder einer Beteiligung an einem Unternehmen oder 

von sonstigen wesentlichen Betriebsmitteln; 

(4) zur Veräußerung als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft 

und der mit der Gesellschaft im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundenen 

Unternehmen oder zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Wertpapierdarlehen / 

Wertpapierleihen, die zum Zweck der Ausgabe der Belegschaftsaktien an 

Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit der Gesellschaft im Sinne der §§ 15 

ff. AktG verbundenen Unternehmen von der Gesellschaft aufgenommen 

wurden; 

(5) zur Einziehung, ohne dass die Einziehung oder die Durchführung der 

Einziehung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die 

Ermächtigungen gemäß Ziffern (1) bis (5) können ganz oder in Teilbeträgen, 

einmal oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. 

c) Bezugsrechtsausschluss 

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien der Gesellschaft wird 

insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien gemäß den vorstehenden 

Ermächtigungen gemäß Ziffern (2), (3) und (4) verwandt werden.  

 

6. Beschlussfassung über die Schaffung eines genehmigten Kapitals in Höhe 

von EUR 950.725 mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss sowie 

entsprechender Satzungsänderung. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 
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Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Grundkapital der Gesellschaft bis 30. April 2016 einmalig oder mehrmalig um 

bis zu EUR 950.725 (neunhundertfünzigtausendsiebenhundertfünfundzwanzig) 

durch Ausgabe von bis zu Stück 950.725 

(neunhundertfünzigtausendsiebenhundertfünfundzwanzig) auf den Inhaber 

lautende Stückaktien in einer oder mehreren Tranchen gegen Bareinlagen zu 

erhöhen und den Ausgabekurs sowie die Ausgabebedingungen mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats festzusetzen (Genehmigtes Kapital 2011).  

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die 

sich durch die Ausgabe von Aktien aus dem genehmigten Kapital ergeben.  

Entsprechend der Beschlussfassung über die Einräumung des genehmigten 

Kapitals soll die Satzung wie folgt geändert werden: 

§4 der Satzung wird um einen Absatz 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt: 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Grundkapital der Gesellschaft bis 30. April 2016 einmalig oder mehrmalig um 

bis zu EUR 950.725 (neunhundertfünzigtausendsiebenhundertfünfundzwanzig 

d) durch Ausgabe von bis zu Stück 950.725 

(neunhundertfünzigtausendsiebenhundertfünfundzwanzig) auf den Inhaber 

lautende Stückaktien in einer oder mehreren Tranchen gegen Bareinlagen zu 

erhöhen und den Ausgabekurs sowie die Ausgabebedingungen mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats festzusetzen (Genehmigtes Kapital 2011). Der Vorstand ist 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen. 

Der Bericht des Vorstands über die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluß 

ist in der Anlage beigefügt. 

 
 

7. Beschlussfassung über eine Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelund/ 

oder Optionsschuldverschreibungen nebst gleichzeitiger 

Schaffung eines bedingten Kapitals und entsprechende Satzungsänderung 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen 

aa) Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 30. April 2016 mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Options- 

und/oder Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 

10.000.000 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Inhabern 

von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte und den Inhabern von 



 
Seite 5 

 
 
Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf bis zu 950.725 auf den 

Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 950.725 nach näherer Maßgabe der 

Options- bzw. Wandelanleihebedingungen (Anleihebedingungen) zu gewähren. 

Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch solche auf den 

Inhaber lautende Wandelschuldverschreibungen begeben, bei denen die 

Inhaber der Wandelschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der 

Wandelanleihebedingungen während des Wandlungszeitraums oder am Ende 

des Wandlungszeitraums verpflichtet sind, die Schuldverschreibungen in neue 

Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Die Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen (Teilschuldverschreibungen) können 

ausschließlich in Euro begeben werden. Die einzelnen Emissionen können in 

jeweils gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden. 

bb) Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die 

Inhaber der Schuldverschreibungen das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen 

nach näherer Maßgabe der Wandelanleihebedingungen in neue auf den 

Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das 

Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer 

Teilschuldverschreibung durch den jeweils festgesetzten Wandlungspreis für 

eine neue Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch 

Division des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer 

Teilschuldverschreibung durch den jeweils festgesetzten Wandlungspreis für 

eine neue Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann vorgesehen werden, dass 

das Umtauschverhältnis und/oder der Wandlungspreis in den 

Anleihebedingungen variabel ist und der Wandlungspreis innerhalb einer 

festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des 

Aktienkurses während der Laufzeit festgesetzt wird. Das Umtauschverhältnis 

kann in jedem Fall auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner 

kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann 

vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt werden und/oder in Geld 

ausgeglichen werden. Die Anleihebedingungen können auch eine 

Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt 

begründen. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je 

Teilschuldverschreibung zu beziehenden Stückaktien entfällt, darf den 

Nennbetrag der Teilschuldverschreibungen bzw. den unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

 

cc) Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsrechte beigefügt, die die 

Inhaber der Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der 
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Optionsschuldverschreibungsbedingungen zum Bezug von neuen auf den 

Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft berechtigen. Der anteilige 

Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu 

beziehenden Stückaktien entfällt, darf den Nennbetrag der 

Teilschuldverschreibungen nicht übersteigen. 

 

dd) Die Optionsschuldverschreibungen und/oder die mit Wandlungsrechten 

und/oder Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen 

sind grundsätzlich den Aktionären zum Bezug anzubieten. Sofern den 

Aktionären ein Bezugsrecht eingeräumt wird, können die Aktien auch einem 

Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. 1 S. 1 oder § 53 b Abs. 1 S. 1 oder Abs. 7 KWG 

tätigen Unternehmen zur Übernahme angeboten werden mit der 

Verpflichtung, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares 

Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

ermächtigt, das Bezugsrecht in den folgenden Fällen auszuschließen: 

- für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits ausgegebenen oder 

noch auszugebenden Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. von mit 

Wandlungspflichten ausgestattetenWandelschuldverschreibungen ein 

Bezugsrecht auf Aktien der MediNavi AG in dem Umfang zu gewähren, wie es 

ihnen nach Ausübung der Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. nach 

Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen würde; 

- sofern der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen 

Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich 

unterschreitet. Zudem gilt der Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 S. 4 

AktG nur für auf gegen Barzahlung ausgegebene Teilschuldverschreibungen mit 

Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt nicht mehr als 10% des Grundkapitals entfällt. Auf diese Begrenzung 

sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwendung 

dieser Vorschrift aufgrund anderer Ermächtigungen während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert wurden. Ferner sind auf diese 

Begrenzung Aktien anzurechnen, die aufgrund von zum Zeitpunkt der 

Ausnutzung entsprechend dieser Vorschrift ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs oder Optionsrechten ausgegeben 

wurden bzw. auszugeben sind. 

 

ee) Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine 

Stückaktie muss mindestens 80% des Kurses der MediNavi Aktie betragen, 

soweit keine Bezugsrechte ausgeschlossen werden. Maßgeblich dafür ist der 

rechnerische Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft 
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während der letzten zehn Börsenhandelstage vor dem Tag der 

Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Wandel- bzw. 

Optionsschuldverschreibungen bzw. über die Erklärung der Annahme durch die 

Gesellschaft nach einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 

Zeichnungsangeboten. Bei einem Bezugsrechtshandel sind die Schlusskurse an 

den Tagen des Bezugsrechtshandels mit Ausnahme der beiden letzten 

Börsentage des Bezugsrechtshandels maßgeblich. § 9 Abs. 1 AktG bleibt 

unberührt. 

 

ff) Der Wandlungs- bzw. Optionspreis kann – vorbehaltlich § 9 Abs. 1 AktG – 

aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der 

Anleihebedingungen angepasst werden. Dies kann z.B. durch Zahlung eines 

entsprechenden Betrages in bar bei Ausnutzung des Options- bzw. 

Wandlungsrechts, durch Herabsetzung der Zuzahlung oder durch eine 

Anpassung des Umtauschverhältnisses erfolgen. Derartige Anpassungen 

können insbesondere vorgenommen werden, wenn die Gesellschaft während 

der Wandlungs- bzw. Optionsfrist das Grundkapital erhöht oder weitere 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte mit Wandlungs- 

oder Optionsrechten begibt bzw. sonstige Optionsrechte gewährt. Die 

Bedingungen können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung, 

eines Aktiensplitts oder einer Sonderdividende eine Anpassung der Options- 

oder Wandlungsrechte vorsehen. 

 

gg) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

Anleihebedingungen sowie die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 

Ausstattung der Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, 

insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Options bzw. 

Wandlungspreis und den Options- bzw. Wandlungszeitraum festzusetzen bzw. 

diese Bedingungen im Einvernehmen mit den zuständigen Organen der die 

Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen begebenden 

Beteiligungsgesellschaft festzulegen. Die Bedingungen können dabei unter 

anderem auch regeln, 

-  ob und wie auf ein volles Umtauschverhältnis gerundet wird, 

- ob eine in bar zu leistende Zuzahlung oder ein Barausgleich bei Spitzen 

festgesetzt wird, 

- ob im Falle der Wandelung bzw. der Optionsausübung statt Aktien der 

Gesellschaft deren Gegenwert in Geld gezahlt wird, 

- ob die Wandelschuldverschreibungen statt in neue Aktien aus bedingtem 

Kapital in bereits existierende Aktien der Gesellschaft gewandelt werden bzw. 
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das Optionsrecht aus den Optionsschuldverschreibungen durch Lieferung 

solcher Aktien erfüllt wird. 

 

b) Schaffung eines Bedingten Kapitals 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 950.725 durch Ausgabe 

von bis zu 950.725 auf den Namen lautende Stückaktien mit 

Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt 

erhöht (Bedingtes Kapital 2011). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 

ausschließlich der Gewährung von Aktien an die Inhaber von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, welche gemäß der vorstehenden Ermächtigung 

unter lit. a bis zum 30. April 2016 von der Gesellschaft oder durch eine 100% 

unmittelbare oder mittelbare Beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft 

begeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung dient nach Maßgabe der 

Wandelanleihebedingungen auch der Ausgabe von Aktien an Inhaber von 

Wandelschuldverschreibungen, die mit Wandlungspflichten ausgestattet sind. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem gemäß jeweils festzulegenden 

Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber der Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

Gebrauch machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber der 

Wandelschuldverschreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und soweit 

nicht eigene Aktien zur Bedienung dieser Rechte zur Verfügung gestellt werden. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

 

c) Satzungsänderung 

Entsprechend der Beschlussfassung über die Einräumung des genehmigten 

Kapitals soll die Satzung wie folgt geändert werden: 

§4 der Satzung wird um einen Absatz 3 mit folgendem Wortlaut ergänzt: 

 „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 950.725 durch Ausgabe 

von bis zu 950.725 auf den Namen lautende Stückaktien mit 

Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt 

erhöht (Bedingtes Kapital 2011). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 

ausschließlich der Gewährung von Aktien an die Inhaber von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, welche gemäß der Ermächtigung der 

Hauptversammlung vom 05. Mai 2011 bis zum 30. April 2016 von der 

Gesellschaft oder durch eine 100% unmittelbare oder mittelbare 

Beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft begeben werden. Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient nach Maßgabe der Wandelanleihebedingungen auch der 

Ausgabe von Aktien an Inhaber von Wandelschuldverschreibungen, die mit 
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Wandlungspflichten ausgestattet sind. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 

insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

Gebrauch machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber der 

Wandelschuldverschreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und soweit 

nicht eigene Aktien zur Bedienung dieser Rechte zur Verfügung gestellt werden. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

 

d) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 der Satzung 

entsprechend der jeweiligen Ausgabe der neuen auf den Namen lautenden 

Bezugsaktien anzupassen und alle sonstigen damit im Zusammenhang 

stehenden Änderungen der Satzung vorzunehmen, welche nur die Fassung 

betreffen. Entsprechendes gilt für den Fall der Nichtausnutzung der 

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie 

für den Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2011 nach Ablauf 

sämtlicher Wandlungs- und Optionsfristen. 
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Teilnahme an der Hauptversammlung 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 

sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die der Gesellschaft Ihre Berechtigung 

zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 

nachweisen. Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist ein in Textform 

erstellter Nachweis über den Anteilsbesitz durch das depotführende Institut 

erforderlich und ausreichend; der Nachweis muss in deutscher oder englischer 

Sprache verfasst sein. Der Nachweis muss sich auf den für börsennotierte 

Gesellschaften gesetzlich hierfür festgelegten Zeitpunkt beziehen und der 

Gesellschaft wie nachfolgend beschrieben spätestens bis zum 2. Mai 2011 

zugehen. Ebenso sind zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 

Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich in 

Textform in deutscher oder englischer Sprache angemeldet haben. Die 

Anmeldung muss der Gesellschaft wie nachfolgend beschrieben bis zum 2. Mai 

2011 zugehen. 

Anmeldung und Nachweis sind an folgende Adresse/Empfänger zu richten: 

MediNavi AG 

c/o Bankhaus Neelmeyer AG 

FMS-FWA / Corporate Actions 

Am Markt 14-16 

28195 Bremen 

Fax-Nr. +49-421-3603-153 oder E-Mail: hv@neelmeyer.de 

Anträge von Aktionären gemäß §126 AktG sind ausschließlich an folgende 

Adresse zu übersenden: 

MediNavi AG 

Dr. Dr. Claudius Schikora 

Uhdestr. 2 

82319 Starnberg 

  

Anträge von Aktionären, die unter vorstehender Adresse bis spätesten zwei 

Wochen vor dem Tag der Hauptversammlung eingegangen sind, werden unter 

den Voraussetzungen der §§ 126, 127 AktG unter der Internetadresse 

www.medinavi.de zugänglich gemacht. Dort finden Sie auch etwaige 

Stellungnahmen der Verwaltung. 

Starnberg, im März 2011 

 

MediNavi AG 

Der Vorstand 
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Anlage 1 

 

Bericht des Vorstands  

der MediNavi AG, Starnberg 

über die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss im Zusammenhang mit 

der Beschlussfassung über ein Genehmigtes Kapital 2011  

 

I.  Gemäß der Tagesordnung der ordentlichen Hauptversammlung der 

Gesellschaft am 5. Mai 2011 wird die Hauptversammlung Beschluss 

fassen über die Ermächtigung des Vorstandes bis zum 30. April 2016 das 

Grundkapital der Gesellschaft gegen Bareinlagen einmal oder mehrfach, 

insgesamt jedoch höchstens um EUR 950.725 

(neunhundertfünzigtausendsiebenhundertfünfundzwanzig) durch 

Ausgabe von bis zu 950.725 (neunhundertfünzigtausend-

siebenhundertfünfundzwanzig) auf den Namen lautenden Stückaktien zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011). Die Hauptversammlung wird 

weiterhin darüber Beschluss fassen, den Vorstand zu ermächtigen, bei 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2011 das Bezugsrecht der 

Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen. 

II.  Über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands zum Ausschluss des 

Bezugsrechts berichtet der Vorstand wie folgt: 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts dient dem Interesse 

der Gesellschaft, ist dafür geeignet, erforderlich und verhältnismäßig. 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts erfasst eine mögliche 

Barkapitalerhöhung. Die Gesellschaft war in der Vergangenheit auf von 

Investoren geleistete Mittel angewiesen. Auch zukünftig kann es 

erforderlich sein, Mittel von Investoren zu erhalten. Insofern ist der 

Ausschluss des Bezugsrechts geeignet, erforderlich und verhältnismäßig, 

um den im Rahmen der Aufrechterhaltung und Ausweitung der 

Geschäfts- und Entwicklungstätigkeit anfallenden Finanzierungsbedarf 

der Gesellschaft durch die Beteiligung von Investoren zu ermöglichen. 
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Die Gesellschaft wird durch diese Ermächtigung in die Lage versetzt, 

kurzfristig günstige Situationen auszunutzen und die Eigenkapitalbasis 

der Gesellschaft zu stärken. Hat der Vorstand nicht die Möglichkeit, das 

Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen, so könnte dies vor allem wegen 

möglicher zeitlicher Verzögerungen und mangelnder Flexibilität eine 

mögliche Finanzierung erheblich gefährden. In Betracht kommende 

Investoren sind nur an einer Finanzierungsrunde unbelastet durch das 

Bezugsrecht der Altaktionäre interessiert. Die Interessen der 

existierenden Aktionäre der Gesellschaft werden bei der Festsetzung des 

Ausgabepreises berücksichtigt werden.  

Durch das Genehmigte Kapital 2011 kann die Gesellschaft bei sich 

bietenden Gelegenheiten schnell und flexibel reagieren. Die 

vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht eine optimale Finanzierung 

gegen Ausgabe von Aktien, verbunden mit einer Stärkung der 

Eigenkapitalbasis der Gesellschaft.  

Zudem soll das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden 

können. Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für die 

Verwertung von Spitzen ist erforderlich, um bei einer Kapitalerhöhung in 

jedem Fall ein praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können. Sie 

dient also dazu, die Ausnutzung der Ermächtigung durch runde Beträge 

zu ermöglichen. Ohne diesen Ausschluss des Bezugsrechts würde 

insbesondere bei einer Kapitalerhöhung um einen runden Betrag die 

technische Durchführung der Kapitalerhöhung erschwert. Der mögliche 

Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzen gering. 

Der Wert des auf eine Aktie entfallenden Spitzenbetrags ist in der Regel 

gering, der Aufwand für die Emission ohne einen solchen Ausschluss 

deutlich höher. Der Ausschluss dient daher der leichteren Durchführung 

einer Emission. 

Eine Abwägung der Notwendigkeiten und Interessen rechtfertigt somit 

die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts.  
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Vorstand und Aufsichtsrat werden vor Ausnutzung des Genehmigten 

Kapitals 2011 gründlich prüfen, ob ein Ausschluss des Bezugsrechts 

sachlich gerechtfertigt ist, also im Interesse der Gesellschaft liegt, dafür 

geeignet, erforderlich und verhältnismäßig ist. 

Starnberg, den 23. März 2011 

MediNavi AG 

Der Vorstand 

 

 

Anlage 2 

 

Bericht des Vorstands  

der MediNavi AG, Starnberg 

zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen nebst 

Schaffung eines bedingten Kapitals 

 
Gemäß der Tagesordnung der ordentlichen Hauptversammlung der 

Gesellschaft am 5. Mai 2011 wird die Hauptversammlung Beschluss fassen über 

die Ermächtigung des Vorstandes bis zum 30. April 2016 die Schaffung einer 

Ermächtigung zur Ausgabe von auf den Inhaber lautender Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen nebst gleichzeitiger Schaffung eines Bedingten 

Kapitals. Mit der Ermächtigung kann das Unternehmen, Eigenkapital auch 

durch Ausgabe von Schuldverschreibungen schaffen, die mit Options- und/oder 

Wandlungsrechten auf Aktien der MediNavi AG ausgestattet sind. Gleichzeitig 

soll es auch möglich sein, Wandelschuldverschreibungen zu begeben, die 

Wandlungspflichten enthalten. Eine angemessene Ausstattung mit Eigenkapital 

ist eine wesentliche Grundlage für die weitere Entwicklung der MediNavi AG. 

Der Gesellschaft soll durch die Möglichkeit der Emission von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen eine möglichst hohe Flexibilität in der 

Refinanzierung eingeräumt werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht 

vor, auf den Inhaber lautende Teilschuldverschreibungen über insgesamt bis zu 

EUR 10.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben. Zu deren 

Bedienung sollen bis zu 950.725 auf den Namen lautende Stückaktien mit 
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einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 950.725 zur Verfügung 

stehen. Die Ermächtigung ist bis zum 30. April 2016 befristet. Die Options- 

und/oder Wandelschuldverschreibungen (Teilschuldverschreibungen) können 

ausschließlich in Euro begeben werden. Der jeweils festzusetzende Wandlungs- 

bzw. Optionspreis für eine Stückaktie muss dabei mindestens 80% des Kurses 

der MediNavi AG Aktie betragen, soweit keine Bezugsrechte ausgeschlossen 

werden. Maßgeblich dafür ist der rechnerische Durchschnitt der Schlusskurse 

der Aktien der Gesellschaft während der letzten zehn Börsenhandelstage vor 

dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der 

Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen bzw. über die Erklärung der 

Annahme durch die Gesellschaft nach einer öffentlichen Aufforderung zur 

Abgabe von Zeichnungsangeboten. Bei einem Bezugsrechtshandel sind die 

Schlusskurse an den Tagen des Bezugsrechtshandels mit Ausnahme der der 

beiden letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels maßgeblich. § 9 Abs. 1 

AktG bleibt unberührt. Dadurch ist sichergestellt, dass der Wandlungs- bzw. 

Optionspreis in 

einem angemessenen Verhältnis zum Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im 

Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Ausnutzung der Ermächtigung zur 

Begebung von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen steht. Der 

Wandlungs- bzw. Optionspreis kann – vorbehaltlich § 9 Abs. 1 AktG – aufgrund 

einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der 

Anleihebedingungen angepasst werden. Dies kann z.B. durch Zahlung eines 

entsprechenden Betrages in bar bei Ausnutzung des Options- bzw. 

Wandlungsrechts, durch Herabsetzung der Zuzahlung oder durch eine 

Anpassung des Umtauschverhältnisses erfolgen. Derartige Anpassungen 

können insbesondere vorgenommen werden, wenn die Gesellschaft während 

der Wandlungs- bzw. Optionsfrist das Grundkapital erhöht oder weitere 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte mit Wandlungs- 

oder Optionsrecht begibt bzw. sonstige Optionsrechte gewährt. Die 

Bedingungen können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung, 

eines Aktiensplitts oder einer Sonderdividende eine Anpassung der Options- 

oder Wandlungsrechte vorsehen. Es ist beabsichtigt, den Kapitalmarkt je nach 

Marktlage durch die Gesellschaft selbst oder eine 100% unmittelbare oder 

mittelbare Beteiligungsgesellschaft in Anspruch zu nehmen. Die mit 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen sind den Aktionären zum Bezug 

anzubieten. Sofern den Aktionären ein Bezugsrecht eingeräumt wird, können 

die Aktien auch einem Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. 1 S. 1 oder § 53 b Abs. 

1 S. 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen zur Übernahme angeboten 

werden mit der Verpflichtung, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten 
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(mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats ermächtigt, in den folgenden Fällen das Bezugsrecht 

auszuschließen: 

1. Das Bezugsrecht kann für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des 

Bezugsverhältnisses ergeben, ausgeschlossen werden. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnutzung der Ermächtigung 

durch runde Beträge (Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses) und 

erleichtert damit die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Die als freie 

Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Wandel- bzw. 

Optionsschuldverschreibungen werden entweder über die Börse oder in 

sonstiger Weise bestmöglich an Dritte veräußert. 

2. Das Bezugsrecht kann ausgeschlossen werden, soweit es erforderlich ist, um 

den Inhabern von bereits ausgegebenen oder noch auszugebenden Options 

und/oder Wandlungsrechten bzw. von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf Aktien MediNavi AG in dem 

Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options und/oder 

Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen würde. 

Den Inhabern der von der Gesellschaft oder einer Beteiligungsgesellschaft zu 

begebenden Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen wird üblicherweise 

in bestimmten Fällen ein Verwässerungsschutz gewährt (s.o.). In der 

Kapitalmarktpraxis wird der Verwässerungsschutz entweder durch Anpassung 

der Wandel- oder Optionsbedingungen (Zahlung eines Ausgleichsbetrags in bar, 

Herabsetzung eines etwaigen Zuzahlungsbetrags bzw. Anpassung des 

Umtauschverhältnisses) oder durch die Einräumung eines Bezugsrechts auf die 

neuen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen gewährt. Um nicht von 

vornherein auf die erste Alternative (Anpassung der Wandel- oder 

Optionsbedingungen) beschränkt zu sein, soll der Vorstand ermächtigt werden, 

das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, 

um Inhabern von bereits ausgegebenen oder noch auszugebenden Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen bzw. mit Wandlungspflichten 

ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen in dem Umfang ein Bezugsrecht 

einzuräumen, wie es ihnen zustünde, wenn sie von ihrem Umtausch- oder 

Optionsrecht vor der Ausgabe der neuen Wandel und/oder 

Optionsschuldverschreibungen Gebrauch gemacht hätten. Dieser 

Bezugsrechtsausschluss dient damit der vereinfachten Begebung und 

Vermarktung von Schuldrechtsverschreibungen. 

3. Schließlich kann das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, sofern der 

Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 

ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Zudem 
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gilt der Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 S. 4 AktG, nur für auf gegen 

Barzahlung ausgegebene Teilschuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, 

auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 

10% des Grundkapitals entfällt (vgl. die sinngemäße Anordnung der Geltung 

des § 186 Abs. 3 S. 4 in § 221 Abs. 4 S. 2 AktG). Auf diese Begrenzung sind 

Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwendung dieser 

Vorschrift aufgrund anderer Ermächtigungen während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung ausgegeben oder veräußert wurden. Ferner sind auf diese 

Begrenzung Aktien anzurechnen, die aufgrund von zum Zeitpunkt der 

Ausnutzung entsprechend dieser Vorschrift ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten ausgegeben 

wurden bzw. auszugeben sind. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist erforderlich, 

um eine rasche Platzierung von Schuldverschreibungen zu ermöglichen, wenn 

das Marktumfeld günstig ist. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre eine 

erfolgreiche Platzierung wegen der Ungewissheit über die Ausnutzung der 

Bezugsrechte mit zusätzlichem Aufwand verbunden bzw. wegen des langen 

Angebotszeitraums gefährdet. Die Interessen der Aktionäre werden dadurch 

gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem 

theoretischen Marktwert ausgegeben werden. Der theoretische Marktwert ist 

anhand von anerkannten finanzmathematischen Methoden zu ermitteln. Der 

Vorstand wird bei seiner Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jeweiligen 

Situation am Kapitalmarkt den Abschlag vom Marktwert so gering wie möglich 

halten. Damit wird der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe 

Null sinken, sodass den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein 

nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. Jeder Aktionär, der an 

der Erhaltung seiner Beteiligungsquote interessiert ist, hat die Möglichkeit, 

Aktien am Markt zu fast den gleichen Bedingungen zu erwerben. Bei Abwägung 

aller Umstände ist die jeweilige Ermächtigung zum Bezugsrechtausschluss in 

den beschriebenen Grenzen erforderlich und im Interesse der Gesellschaft 

geboten. Der Vorstand wird die Ausübung der Ermächtigung nur mit 

Zustimmung des Aufsichtsrates vornehmen. Konkrete Vorhaben für eine 

Ausnutzung der Ermächtigung gibt es derzeit nicht. Der Vorstand wird der 

Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung berichten. 
 

Starnberg, den 23. März 2011 

MediNavi AG 

Der Vorstand 


